
VERFAHRENSVERMERKE
1. Aufgestellt auf Grund des Aufstellungsbeschlusses der Gemeindevertretung vom 18.06.2018.

Der Aufstellungsbeschluss ist ortsüblich bekannt gemacht worden.

Meiersberg, den ....................(Siegel)                                  Der Bürgermeister

2. Die für Raumordnung und Landesplanung zuständige Stelle ist gemäß § 1 Abs. 4 BauGB i.V.m.§ 3
Raumordnungsgesetz (ROG) beteiligt worden.

Meiersberg, den ....................(Siegel)                                  Der Bürgermeister

3. Die Gemeindevertretung hat am 24.08.2020 und am 14.12.2020 den Entwurf des  Bebauungsplanes mit der
Begründung zum Bauleitplan gebilligt und zur öffentlichen Auslegung bestimmt.

Meiersberg, den ....................(Siegel)                                  Der Bürgermeister

4. Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), sowie
der Begründung und den örtlichen Bauvorschriften, haben in der Zeit vom 28.09.2020 bis zum 30.10.2020
und vom 28.12.2020 bis zum 14.01.2021 (verkürzt auf 14 Tage) nach § 3 Abs 2 BauGB öffentlich
ausgelegen. Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Anregungen während der Auslegungsfrist
von jedermann schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden können, ortsüblich und im Internet
bekanntgemacht worden. Die Bekanntmachung zur Auslegung und die Aufforderung zur Stellungnahme
erfolgten mit Hinweis auf  § 3 Abs.2 Satz 2 Halbsatz 2 BauGB.

Meiersberg, den ....................(Siegel)                                  Der Bürgermeister

5. Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und die Nachbar-
gemeinden sind gemäß § 4 Abs. 2 und § 2 Abs. 2 BauGB über die öffentliche Auslegung in Kenntnis gesetzt
und am 07.09.2020 und am 16.12.2020  zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden.

Meiersberg, den ....................(Siegel)                                   Der Bürgermeister

6. Die Gemeindevertretung hat die Stellungnahmen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen         
Träger öffentlicher Belange am 22.02.2021 geprüft und abgewogen. Der Entwurf des Bebauungsplanes 
bestehend aus der  Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) und den örtlichen Bauvorschriften  wurde 
am 22.02.2021 von der Gemeindevertretung als Satzung beschlossen.
Die Begründung zum Bauleitplan wurde mit Beschluss der Gemeindevertretung vom 22.02.2021 gebilligt.

Meiersberg, den ....................(Siegel)                                   Der Bürgermeister

7. Der katastermäßige Bestand am........... 2021 wird als richtig dargestellt bescheinigt. Hinsichtlich der
lagerichtigen Darstellung der Grenzpunkte gilt der Vorbehalt, dass eine Prüfung nur grob erfolgte, da die
rechtsverbindliche Flurkarte im Maßstab 1:1000 vorliegt. Regressansprüche können nicht abgeleitet werden.

Anklam, den  ....................(Siegel)              Landkreis Vorpommern-Greifswald

   Kataster- und Vermessungsamt

8. Die Satzung über den Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und aus dem Text
(Teil B) und den örtlichen Bauvorschriften, wird hiermit ausgefertigt.

Meiersberg, den ....................(Siegel)    Der Bürgermeister

9. Die Genehmigung des Bebauungsplanes Nr. 1/2018 "Wohngebiet LPG-Straße", bestehend aus der 
Planzeichnung (Teil A), dem Text (Teil B) und den örtlichen Bauvorschriften wurde mit Verfügung der 
höheren Verwaltungsbehörde vom 06.05.2021 Az.: 01179-21-40 mit Maßgaben, Auflagen und Hinweisen   
erteilt. Die Nebenbestimmungen wurden durch den satzungsändernden Beschluss der Gemeindevertretung 
vom .................2021 erfüllt; die Hinweise sind beachtet. Das wurde mit Verfügung der höheren 
Verwalt8ungsbehörde vom ............... 2021, AZ: ................. bestätigt.

Meiersberg, den ....................(Siegel)              Der Bürgermeister

10.Die Stelle, bei die Genehmigung und der Plan auf Dauer während der Dienststunden von jedermann      
eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind am ..........  2021 im amtlichen 
Mitteilungsblatt ortsüblich bekannt gemacht worden. In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln in der Abwägung sowie auf die 
Rechtsfolgen (§§ 214 und 215 BauGB sowie § 5 der Kommunalverfassung Mecklenburg-Vorpommern) und 
weiter auf Fälligkeit und Erlöschen von Entschädigungsansprüchen (§ 44 BauGB) hingewiesen worden. Die 
Satzung ist mit Ablauf des ............ 2021 rechtswirksam.

Meiersberg,      den ....................(Siegel)                                   Der Bürgermeister
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PLANZEICHENERKLÄRUNG  gemäß PlanZV
1. Art und Maß der baulichen Nutzung

0,3 Grundflächenzahl

§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB

§ 16 Abs.2 Nr.1 BauNVO

§ 9 Abs.1 Nr.2 BauGB2. Bauweise, Baugrenzen
§ 23 Abs.3 BauNVO

3. Verkehrsflächen

Baugrenze

§ 9 Abs.1 Nr.11 BauGB

§ 22 Abs.4 BauNVOo offene Bauweise

4. Sonstige Planzeichen

WR § 3 BauNVOReines Wohngebiet

Nutzungsschablone

Gebäudebestand Haupthaus

Flurstücksnummer

Flurstücksgrenze

Straßenbegrenzungslinie

25

Zahl der Vollgeschosse § 20  BauNVO

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches 
des Bebauungsplanes

Planzeichen der Kartengrundlage

Gebäudebestand Nebengebäude

I

Stellung baulicher Anlagen

Bemaßung in Meter

ED nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig

Zahl der zulässigen
VollgeschosseGrundflächenzahl

Bauweise Einzelhäuser,
Doppelhäuser

350
  3

Hausnummer 138

(Quelle GAIA MV, 29.06.2018)
Gebäudebestand aus Luftbild übernommen

TH max. 4,5 m maximaleTraufhöhe über Bezugspunkt § 18  BauNVO

maximale Traufhöhe in Meter

Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung:
M - Mischfläche,   ö - öffentlich

§ 9 Abs. 7 BauGB

geodätischer Festpunkt

M  ö

Art der Nuzung

5. Nachrichtliche Übernahme     § 9 Abs. 6 BauGB
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vertreten durch das Amt "Am Stettiner Haff"
Stadt Eggesin
Stettiner Straße 1
17367 Eggesin

RECHTSGRUNDLAGEN

 Baugesetzbuch (BauGB) vom 3. November 2017 (BGBl. I Nr. 72 vom 10.11.2017 S. 
3634) in der derzeit geltenden Fassung

 Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 
(BGBl. I Nr. 75 vom 29.11.2017 S. 3786)

 Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 
(Planzeichenverordnung 1990 - PlanZV) i.d.F. vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991, Teil 
1, S. 58, BGBl. III 213-1-6), zuletzt geändert durch Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 
2014/52/EU im Städtebaurecht und zur Stärkung des neuen Zusammenlebens in der 
Stadt  vom 4.Mai 2017 (BGBl. I, Nr. 25, S. 1057)

 Gesetz über die Raumordnung und Landesplanung des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern (Landesplanungsgesetz - LPlG) i.d.F. der Bekanntmachung 
vom 5. Mai 1998 (GVO Bl. M-V S. 503,613), zuletzt geändert am 18. Mai 2016 durch 
Artikel 1 des Gesetzes über die Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern sowie 
Gemeinden an Windparks in Mecklenburg-Vorpommern und zur Änderung weiterer 
Gesetze (Bürger- und Gemeindenbeteiligungsgesetz-BüGembeteilG M-V) (GVOBl. M-V 
Nr. 9 vom 27.05.2016, S. 258)1)

 Kommunalverfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) vom 13. Juli 
2011 (GVOBl. M-V Nr. 14 vom 29.07.2011, S. 777) in der derzeit geltenden Fassung

 Landesbauordnung Mecklenburg- Vorpommern vom 15. Oktober 2015 (GVOBl.M-V S.   
344, 2016 S. 28),in der derzeit geltenden Fassung

 Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Ausführung des 
Bundesnaturschutzgesetzes
(Naturschutzausführungsgesetz - NatSchAG M-V) vom 23. Februar 2010 (GVOBl. M-V 
2010, S. 66), in der derzeit geltenden Fassung

GEMEINDE  MEIERSBERG
Landkreis Vorpommern- Greifswald

Landkreis Vorpommern-Greifswald

genehmigungsfähige

Satzung

Mai 2021

1 : 1000

Aufgrund des § 10 i.V.m. §§ 13a und 13b BauGB  vom 3. November 2017 (BGBl. I Nr. 72 vom 10.11.2017 S. 3634), in der derzeit geltenden Fassung sowie der Landesbauordnung Mecklenburg- Vorpommern vom 15.Oktober 2015 
(GVOBl.M-V S. 344, 2016 S. 28 in der derzeit geltenden Fassung wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung Meiersberg am 22.02.2021  folgende  Satzung über den Bebauungsplan Nr.1/2018 "Wohngebiet 
LPG-Straße"  bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und den textlichen Festsetzungen (Teil B) sowie den örtlichen Bauvorschriften erlassen:

G E M E I N D E  M E I E R S B E R G
Landkreis Vorpommern- Greifswald
Satzung über den Bebauungsplan Nr. 1/2018  "Wohngebiet LPG-Straße"
(Einbeziehung von Außenbereichsflächen, § 13b BauGB)  

KARTENGRUNDLAGE

Auszug aus dem Liegenschaftskataster (Liegenschaftskarte MV 1:1000)

des Katster- und Vermessungsamtes des Landkreises Vorpommern-Greifswald

vom 21.08.2018

HINWEISE
1.Wenn während der Erdarbeiten (Grabungen, Ausschachtungen, Kellererweiterungen, 
Abbrü-che usw.) Befunde wie Mauern, Mauerreste, Fundamente, verschüttete Gewölbe, 
Verfüllun-gen von Gräben, Brunnenschächte, verfüllte Latrinen- und Abfallgruben, gemauerte 
Flucht-gänge und Erdverfärbungen (Hinweise auf verfüllte Gruben, gräben, Pfostenlöcher, 
Brand-stellen oder Gräber) oder auch Funde wie Keramik, Glas, Münzen, Urnenscherben, 
Steinset-zungen, Hölzer, Holzkonstruktionen, Knochen, Skelettreste, Schmuck, Gerätschaften 
aller Art (Spielsteine, kämme, Fiebeln, Schlüssel, Besteck) zum Vorschein kommen, sind diese 
gemäß  § 11 Abs. 1 u. 2 des Denkmalschutzgesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde anzuzeigen. Anzeigepflicht besteht gemäß § 
11 Abs. 1 DSchG M-V für den Entdecker, den Leiter der Arbeiten, den Grundeigentümer oder 
zufällige Zeugen, die den Wert des Gegenstandes erkennen.
Der Fund und die Fundstelle sind gem. § 11 Abs. 3 DSchG M-V in unverändertem Zustand zu
erhalten. Diese Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige, bei schriftlicher
Anzeige, spätestens nach einer Woche. Die Untere Denkmalschutzbehörde kann die Frist im
Rahmen des Zumutbaren verlängern, wenn die sachgemäße Untersuchung oder die Bergung
des Denkmals dies erfordert. Aufgefundene Gegenstände sind dem Landesamt für Kultur und
Denkmalpflege zu übergeben.
2. Sollte bei den Baumaßnahmen verunreinigter Boden oder Altablagerungen (Hausmüll, ge-
werbliche Abfälle, Bauschutt, etc.) angetroffen werden, so sind diese Abfälle vom Abfallbesit-
zer bzw. vom Grundstückseigentümer einer ordnungsgemäßen Entsorgung zuzuführen. Diese
Abfälle dürfen nicht zur erneuten Bodenverfüllung verwendet werden.
3. Sollten bei den Erdarbeiten Dränungen oder andere hier nicht erwähnte Entwässerungs-
leitungen angetroffen und beschädigt werden, so sind sie in diesem Falle wieder funktionsfä-
hig herzustellen, auch wenn sie zum Zeitpunkt der Bauarbeiten trockengefallen sind. Der
zuständige Wasser- und Bodenverband „Landgraben“ ist zu informieren.
4. Zum Schutz der Vögel ist die Baufeldfreimachung außerhalb der Hauptbrutzeit
ausschließlich im Zeitraum vom 01.10. bis 28.02. des Folgejahres durchzuführen.
5. Der Ersatz des Eingriffs in die Natur und Landschaft ist innerhalb des Geltungsbereiches 
des B-Planes nicht zu erreichen. Um das vorhandene geschützte Biotop 'Sandtrockenrasen' 
des B-Planes mit einer Fläche von 5.848 m² zu ersetzen, wird außerhalb des 
Geltungsbereiches ein Teil der Ackerfläche des Flurstücks 47, Flur 1, Gemarkung Meiersberg 
in eine extensive Mähwiese umgewandelt. Die Größe der Fläche beträgt 8.772 m². Durch die 
Maßnahme wird der Verlust des geschützten Biotopes 'Sandtrockenrasen' vollständig ersetzt. 
Die Maßnahmefläche ist wirksam gegenüber den angrenzenden Ackerflächen abzugrenzen. 
Dies kann durch eine Reihe aus Eichenspaltpfählen oder größeren Lesesteinen an der 
Maßnahmegrenze in einem Abstand von 25 m umgesetzt werden. Die Pflegemaßnahmen 
richten sich nach der Maßnahme 2.31 Anlage 6 der Hinweise zur Eingriffsregelung M-V.

- Mahd nicht vor dem 1. Juli mit Abfuhr des Mähgutes
- je nach Standort höchstens einmal jährlich aber mind. alle 3 Jahre
- Mahdhöhe 10 cm über Geländeoberkante, Mahd mit Messerbalken

Geltungsbereich des Bebauungsplanes

C       GeoBasis-DE/M-V 2020

PLANZEICHNUNG  (TEIL A) 

Bebauungsplan Nr. 1/2018  "Wohngebiet LPG-Straße"

Dipl.-Ing. Marita KlohsBearbeiter:

                                       0       10      20      30       40      50  Meter

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN - TEXT  (TEIL B)

1. Art der Nutzung - Reines Wohngebiet   § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB,
Reine Wohngebiete dienen  dem Wohnen. § 3 BauNVO

1.1 Im Reinen Wohngebiet sind zulässig:
- Wohngebäude

1.2   Im Reinen Wohngebiet sind gemäß § 1 Abs. 5 und 6 BauNVO 
        unzulässig:

     - Anlagen zur Kinderbetreuung, die den Bedürfnissen der Bewohner des Gebietes
          dienen (§ 3 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO)

- Läden und nicht störende Handwerksbetriebe, die zur Deckung des täglichen
  Bedarfs für die Bewohner des Gebietes dienen, sowie kleine Betriebe des
  Beherbergungsgewerbes (§ 3 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO)
- sonstige Anlagen für soziale Zwecke sowie den Bedürfnissen der Bewohner des
  Gebietes dienenden Anlagen für kirchliche, kulturelle, gesundheitliche und
  sportliche Zwecke. (§ 3 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO)
- Wohngebäude, die ganz und teilweise der Betreuung und Pflege ihrer Bewohner

         dienen. (§ 3 Abs. 4 BauNVO)

2. Maß der Nutzung   § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB
2.1 Die Höhe der baulichen Anlagen ist als Höchstgrenze der Traufhöhe angegeben.

Als Traufhöhe gilt das Maß der Oberkante Erdgeschoßfußbodenhöhe bis zum
Schnittpunkt der Außenwandlinie mit der Außenfläche der Dachdeckung.

2.2 Bezugspunkt: Oberkante der Mitte der Straße vor der Mitte des Gebäudes.

3. Die höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden
§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB
Die höchstzulässige Zahl der Wohneinheiten je Hauptgebäude oder Doppelhaushälfte
wird auf 2 Wohnungen festgesetzt.

4. Stellplätze / Garagen / Nebenanlagen  § 14 BauNVO
Die Errichtung von Garagen, überdachten Stellplätzen und Nebengebäuden ist vor der
straßenseitigen Baugrenze unzulässig.

5. Örtliche Bauvorschriften               § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 86 LBauO M-V
Die örtlichen Bauvorschriften gelten innerhalb des gesamten Geltungsbereiches des
Bebauungsplanes.

5.1 Einfriedungen: Einfriedungen zum öffentlichen Straßenraum hin sind nur in einer Höhe
von maximal 1,10 m zulässig. Mauern und vollflächig geschlossene Einfriedungen sind
nicht zulässig.

5.2 Fassadengestaltung: Der Anteil von Holz darf 40% der gesamten Fassade nicht
überschreiten.

5.3 Dächer: Zulässig sind nur geneigte Dächer mit einer Dachneigung von 22° bis 45°.
5.3.1 Pultdächer sind nicht zulässig.
5.3.2 Die Dachdeckung ist nur in Hartdeckung, in den Farben rot /rotbraun bis braun und

anthrazit zulässig.

im Original

B. Sc. Ina Hackel

Planfassung


